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An den Vorsitzenden des Finanzausschusses 

des Schleswig-Holsteinischen Landtages  

Herrn Stefan Weber, MdL  

Landeshaus 24105 

Kiel  

über 

das Finanzministerium des Landes 

Schleswig-Holstein  

Düsternbrooker Weg 64 

24105 Kiel  

nachrichtlich   

Frau Präsidentin des Landesrechnungshofs 

Dr. Gaby Schäfer  

Berliner Platz 2  

24103 Kiel  

Die Staatssekretärin 

Ihr Zeichen: 

Ihre Nachricht vom: / 

Mein Zeichen: V 205 - 70948/2020 

Meine Nachricht vom: / 

13. Dezember 2020

Zentralstelle zur Überwachung der im Internet gehandelten Pflanzenschutzmittel, 
Pflanzenstärkungsmittel und Zusatzstoffe (ZOPF)  

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

mit diesem Schreiben möchte ich den Finanzausschuss des Schleswig-Holsteinischen 

Landtages über den geplanten Beitritt zur Verwaltungsvereinbarung des Bundes und der 

Länder über die dauerhafte Einrichtung der Zentralstelle Online-Überwachung Pflanzen-

schutz (ZOPf, s. Anlage 1) in Kenntnis setzen.  

Die Überwachung des Inverkehrbringens von Pflanzenschutzmitteln, Pflanzenstärkungs-

mitteln und Zusatzstoffen obliegt den nach Landesrecht zuständigen Behörden.   

gesehen 

und weitergeleitet 

Kiel, den 21.12.2020 

Schleswig-Holsteinischer Landtag
Umdruck 19/5065
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Dabei stellt die Überwachung des Internethandels mit den entsprechenden Produkten 

eine besondere Herausforderung dar. Hierfür bedarf es einer bund- und 

länderübergreifenden Konzeption mit Bereitstellung der erforderlichen Fachkenntnisse 

und technischen Ausstattung, da die Waren über das Internet ortsunabhängig angeboten 

werden und die Bedeutung nationaler Grenzen und Beschränkungen zunehmend in den 

Hintergrund rückt. Die Rechercheergebnisse werden von der Zentralstelle an die 

zuständigen Behörden übermittelt, die dann entsprechende Maßnahmen anordnen 

können.  

 

Die Überwachung des Internethandels im Bereich Pflanzenschutz wurde bereits in einem 

zweijährigen Projekt „Zentralstelle Onlineüberwachung Pflanzenschutz“ erfolgreich 

erprobt (siehe Anlage 2) und soll künftig unbefristet durch eine länderfinanzierte zentrale 

Stelle erfolgen, die beim Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit 

(BVL) angesiedelt ist.   

  

Die Finanzierung der anfallenden Personal- und Personalgemeinkosten für zwei 

Referentinnen/Referenten sowie einer Sachkostenpauschale für jeden Arbeitsplatz der 

gemeinsamen Zentralstelle „Online-Überwachung Pflanzenschutz“ werden nach dem 

Königsteiner Schlüssel von 2018 zwischen den Ländern aufgeteilt. Für das Land 

Schleswig-Holstein entstehen nach derzeitiger Schätzung demnach ca. 8.000 € pro Jahr 

(siehe Anlage 3). Die erforderlichen Mittel sind für das Jahr 2021 bereits im Haushaltsplan 

eingeplant (Einzelplan 13, Kap. 17 Landwirtschaft, Fischerei) und werden für die 

Folgejahre fortgeschrieben.  

  

Die Vereinbarung soll zum 1. Juli 2021 in Kraft treten und wird auf unbestimmte Zeit 

geschlossen. Sie kann jederzeit mit einer Frist von zwei Jahren zum Quartalsende 

ordentlich gekündigt werden. Die Unterzeichnung und damit der Beitritt des Landes 

Schleswig-Holstein wird erst nach Kenntnisnahme des Finanzausschusses des 

Schleswig-Holsteinischen Landtages erfolgen.   

  

  

  

Mit freundlichen Grüßen  

  

gez.  

  

Dr. Dorit Kuhnt  

  

  

  

Anlagen:  

1. Verwaltungsvereinbarung neuer Stand, unbefristete Laufzeit,   

2. Verwaltungsvereinbarung gez. BMEL alter Stand mit zweijähriger Laufzeit,  

3. Finanzierungsschlüssel  

  



 

 

Verwaltungsvereinbarung 
des Bundes und der Länder 

 
 

über die Einrichtung, Koordinierung, Organisation und Finanzierung einer 
gemeinsamen Zentralstelle zur Überwachung der im Internet gehandelten 

Pflanzenschutzmittel, Pflanzenstärkungsmittel und Zusatzstoffe 

 

 

 

 

Die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch den für „Landwirtschaftliche Erzeu-

gung“ zuständigen Abteilungsleiter im Bundesministerium für Ernährung und Land-

wirtschaft 

 

- im Folgenden Bund genannt - 

 

und die Länder, vertreten durch die Abteilungsleiterinnen und Abteilungsleiter „Land-

wirtschaftliche Erzeugung“ der Länder Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Branden-

burg, Hamburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-

Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein 

und Thüringen sowie den Abteilungsleiter „Gesundheit und Verbraucherschutz“ der 

Freien Hansestadt Bremen 

 

- im Folgenden Länder genannt -  

 

schließen folgende Vereinbarung: 

 



 

2 

Präambel 

 

Die Überwachung des Inverkehrbringens von Pflanzenschutzmitteln, Pflanzen-

stärkungsmitteln und Zusatzstoffen gemäß den Vorschriften der Verordnung (EG) 

Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 

in Verbindung mit § 59 Abs. 1 und 2 Nr. 8 des Pflanzenschutzgesetzes (PflSchG) 

vom 6. Februar 2012 obliegt den nach Landesrecht zuständigen Behörden.  

 

Eine besondere Herausforderung stellt die Überwachung des Internethandels mit 

den entsprechenden Produkten dar. Um dieser Aufgabe in der gebotenen Weise 

gerecht zu werden, bedarf es einer bund- und länderübergreifenden Konzeption mit 

Bereitstellung der erforderlichen Fachkenntnisse und technischen Ausstattung. Die 

Einrichtung eigener Kontrolleinheiten auf Ebene der zuständigen Behörden der 

Länder für die Überwachung des Internethandels wäre keine angemessene Option, 

da über das Internet Waren ortsunabhängig angeboten werden und die Bedeutung 

nationaler Grenzen und Beschränkungen zunehmend in den Hintergrund rückt.  

 

Die Überwachung des Internethandels im Bereich Pflanzenschutz wurde in einem 

zweijährigen Projekt „Zentralstelle Onlineüberwachung Pflanzenschutz“ erfolgreich 

erprobt und soll künftig unbefristet durch eine länderfinanzierte zentrale Stelle 

erfolgen, die beim Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit 

(BVL) angesiedelt ist.  

 

Bund und Länder legen hiermit fest, dass die Recherche nach Produkten und deren 

Anbietern als vorbereitende Tätigkeiten für die Kontrolle des Internethandels durch 

die zuständigen Behörden zweckmäßigerweise zentral durchgeführt wird. Die Re-

chercheergebnisse werden von der Zentralstelle an die zuständigen Behörden der 

Länder bzw. an die Kontaktstellen anderer Mitgliedstaaten weitergeleitet, die über 

Maßnahmen vor Ort entscheiden. Die Zentralstelle wird von den Ländern finanziert, 

gesteuert und beaufsichtigt. Letztlich können somit die Effektivität und Effizienz der 

Überwachungstätigkeiten aller Länder gesteigert sowie gleichzeitig deren Kosten 

minimiert werden.  
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§ 1 Gegenstand der Vereinbarung 

 

Gegenstand dieser Vereinbarung ist die Einrichtung, Koordinierung, Organisation und 

Finanzierung einer gemeinsamen Zentralstelle der Länder beim BVL - namentlich 

„Online-Überwachung Pflanzenschutz“ zur Recherche der im Internet gehandelten 

Pflanzenschutzmittel, Pflanzenstärkungsmittel, Grund- und Zusatzstoffe. Die 

Recherchen erfolgen durch die Zentralstelle „Online-Überwachung Pflanzenschutz“ 

(ZOPf) im Auftrag der für die Überwachung zuständigen Länder. Dabei erfolgt ein 

enger Austausch der Erkenntnisse und Erfahrungen zwischen der im Bereich des 

gesundheitlichen Verbraucherschutzes etablierten länderfinanzierten Zentralstelle 

„G@ZIELT“ und der länderfinanzierten Zentralstelle „Online-Überwachung 

Pflanzenschutz“  

 

 

§ 2 Zuständigkeiten 

 

1. Die Rechte und Pflichten dieser Vereinbarung werden grundsätzlich vom Bund, 

vertreten durch das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) 

und den für den Bereich Pflanzenschutz zuständigen Ministerien bzw. Senats-

ressorts und -verwaltungen sowie Behörden der Länder wahrgenommen. 

 

2. Bund und Länder können die Rechte und Pflichten aus dieser Vereinbarung auf 

andere von ihnen benannte, für den Bereich Pflanzenschutz zuständige Stellen 

übertragen.  

 

 

§ 3 Zentralstelle „Online-Überwachung Pflanzenschutz“ 

 

1. Die Zentralstelle zur Recherche des Internethandels wird beim BVL am Standort 

Berlin eingerichtet und mit zwei Referent/inn/en (Entgeltgruppe 13 TVöD Bund) 

besetzt. Die Notwendigkeit und der Nutzen einer zentralen Stelle wurde zuvor in 

einem zweijährigen Pilotprojekt untersucht und bestätigt (Laufzeit bis 30.06.2021). 
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2. Die Stellenausschreibung und die Personalauswahl erfolgen durch das BVL im 

Einvernehmen mit einem benannten Vertreter der Länderreferenten für Pflanzen-

schutz und einem benannten Vertreter der Arbeitsgemeinschaft Pflanzenschutz-

mittelkontrolle (AG PMK). Das Personal der Zentralstelle untersteht personal-

rechtlich dem BVL; die Fachaufsicht üben die Länder aus. 

 

3. Aufgrund der Vergleichbarkeit der Tätigkeiten und Aufgaben sowie der Strategien 

und Funktionen der Zentralstellen „G@ZIELT“ und „Online-Überwachung Pflan-

zenschutz“ findet mit Zustimmung der Länderarbeitsgemeinschaft Verbraucher-

schutz (LAV) ein regelmäßiger Austausch über Recherchestrategien 

und -techniken, Vorgehensweisen im Umgang mit illegalen Angeboten oder 

anonymen Testkäufen statt.  

 

4. Die Zentralstelle „Online-Überwachung Pflanzenschutz“ wird durch die Fach-

abteilungen und die zentralen Dienste des BVL in ihrer jeweiligen Zuständigkeit 

unterstützt.  

 

 

§ 4 Aufgaben der Zentralstelle 

 

1. Die Zentralstelle „Online-Überwachung Pflanzenschutz“ nimmt im Rahmen der 

Überwachung des Internethandels folgende Aufgaben wahr: 

a) Durchführung von Recherchen zur Identifizierung von Pflanzenschutzmit-

teln, Pflanzenstärkungsmitteln, Grund- und Zusatzstoffen gemäß der 

Verordnung (EG) Nr. 1107/2009, der Verordnung (EU) 2017/625 und des 

Pflanzenschutzgesetzes, 

b) Durchführung von Recherchen zu weiteren Produkten, z. B. Biostimu-

lantien, Biozide, Düngemittel oder sonstige Stoffe, die aufgrund ihrer 

Zusammensetzung, Auslobung oder Vermarktung nicht eindeutig von 

Pflanzenschutzmitteln, Pflanzenstärkungsmitteln, Grund- oder Zusatzstoffen 

abgegrenzt sind, 

c) Weiterleitung der Rechercheergebnisse einschließlich Dokumentation 

möglicher Verstöße gegen die Vorschriften des Pflanzenschutzrechts und 

der Kontaktdaten der identifizierten Anbieter an die zuständigen Behörden 

der Länder,  



 

5 

d) Probenbeschaffung im Auftrag der zuständigen Behörden der Länder, 

e) Kontakt zu Recherche führenden Behörden im In- und Ausland, 

f) Kontakt zu Anbietern von Telemediendiensten oder Zahlungsdienstleistern 

im Auftrag der zuständigen Behörden der Länder, 

g) Erstellung eines Entwurfes des Jahresberichts über die Arbeit der Zentral-

stelle in Zusammenarbeit mit dem BVL und den Ländern,  

h) Presse- und Öffentlichkeitsarbeit in Absprache mit den Ländern,  

i) Beratung der zuständigen Behörden (inkl. Fortbildungsveranstaltungen),  

j) Entwicklung von Recherchestrategien und eines mit den Ländern abge-

stimmten Konzeptes zur Überwachung des Internethandels mit Pflanzen-

schutzmitteln, Pflanzenstärkungsmitteln und Zusatzstoffen. 

 

2. Weitere Entscheidungen, die z. B. die Ausstattung oder die Erweiterung bzw. Ein-

schränkung des Aufgabenspektrums betreffen, sind zwischen Bund und Ländern 

abzustimmen. Zu ihrer Wirksamkeit bedürfen sie jeweils einer Änderung dieser 

Verwaltungsvereinbarung. 

 

 

§ 5 Zusammenarbeit mit den Ländern 

 

1. Die Zentralstelle „Online-Überwachung Pflanzenschutz“ ist betreffend ihrer 

Aufgaben nach § 4 gegenüber den Ländern rechenschaftspflichtig. Die Zentral-

stelle „Online-Überwachung Pflanzenschutz“ stimmt ihre Arbeiten mit der von den 

Ländern eingerichteten AG PMK ab und berichtet den Ländern jährlich über die 

geleisteten Arbeiten und die geplanten Aktivitäten. Zur Abstimmung der Aufgaben 

nach § 4 Nummer 1 Buchstabe a), b) und c) sowie zur Festlegung des Umfangs 

des Jahresplans nach § 6, vereinbaren die Länder eine Prioritätensetzung.  

 

2. Die Länder benennen der Zentralstelle „Online-Überwachung Pflanzenschutz“ die 

zuständigen Personen der AG PMK für die fachliche Zusammenarbeit. Die AG 

PMK erteilt der Zentralstelle die Aufgaben. Die Zentralstelle „Online-Überwachung 

Pflanzenschutz“ nimmt an den Sitzungen der AG PMK teil.  
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§ 6 Aufstellung des Jahresplans 

 

1. Die AG PMK und die Zentralstelle erarbeiten zusammen bis zum 30. Oktober 

eines jeden Jahres den für das jeweils nächste Kalenderjahr gültigen Jahresplan. 

Die Kapazität zur Bearbeitung von ad hoc Anfragen und Rechercheaufträgen der 

Länder sind bei der Erstellung des Jahresplans zu berücksichtigen. 

 

2. Der Jahresplan wird von den Ländern jeweils bis zum 30. November eines jeden 

Jahres verabschiedet.  

 

 

§ 7 Kosten 

 

1. Die Länder tragen die anfallenden Personal- und Personalgemeinkosten sowie 

eine Sachkostenpauschale für jeden Arbeitsplatz der gemeinsamen Zentralstelle 

„Online-Überwachung Pflanzenschutz“. Nach derzeitiger Schätzung1 belaufen 

sich die Kosten auf: 

 

2,0 x Referent/inn/en (E 13 TVöD je 100.119,12 €) 200.238,24 € 

2,0 x Sachkostenpauschale  

(16.050 € für je einen Arbeitsplatz) 32.100,00 € 

____________________________________________________________ 

Insgesamt ungefähre Kosten 232.338,24 € 

 

2. Die Kosten werden nach dem Königsteiner Schlüssel zwischen den Ländern auf-

geteilt. Das BVL stellt den Ländern die tatsächlich entstandenen Personalkosten 

einschließlich der pauschalierten Personalgemeinkosten (z. Zt. 28,1 %1) in Rech-

nung. Die Sachkosten werden mit den Pauschalsätzen abgerechnet. 

 

3. Das BVL stellt den Ländern die Kosten jahresweise jeweils nach Ablauf des 

Kalenderjahres in Rechnung. Die Länder zahlen jeweils bis 30. Juni einen Betrag 

von 50 % der voraussichtlichen, vom BVL mitzuteilenden Kosten für das laufende 

                                                           
1 Kosten gemäß Schreiben des BMF an die Obersten Bundesbehörden vom 18. Juni 2020 (Gz.: II A 3 - H 1012- 

10/07/0001 :016) 
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Jahr. Kosten für Dienstreisen des Personals der Zentralstelle sind in der Sach-

kostenpauschale enthalten. Die Kosten für die räumliche Unterbringung und die 

Kapitalkosten für die Büroausstattung der Zentralstelle werden nicht erhoben.  

 

4. Kosten für Interneteinkäufe im Rahmen der Probenbeschaffung im Auftrag der 

zuständigen Behörden der Länder stellt das BVL den Ländern, die die Internet-

einkäufe in Auftrag gegeben haben, in Rechnung. Haben mehrere Länder die 

Beschaffung gemeinsam in Auftrag gegeben, werden die hierdurch veranlassten 

Kosten den Ländern, die die Interneteinkäufe in Auftrag gegeben haben, zu glei-

chen Teilen in Rechnung gestellt. Eine Kostenverteilung nach dem Königsteiner 

Schlüssel erfolgt nicht. 

 

5. Im Einzelfall entstehende Kosten für Kontakte zu Anbietern von Telemedien-

diensten, wie z. B. Marktplätze oder Zahlungsdienstleister, die im Auftrag der 

zuständigen Behörden der Länder anfallen, werden mit den Auftrag gebenden 

Ländern in tatsächlicher Höhe abgerechnet. 

 

6. Soweit einzelne Länder durch mehr als eine Behörde an dieser Vereinbarung 

beteiligt sind, erfolgt die Abrechnung des BVL ausschließlich gegenüber einer 

Landesbehörde. Länder, die durch mehr als eine Behörde an der Vereinbarung 

beteiligt sind, benennen dem BVL eine federführende Behörde als Abrechnungs-

empfängerin. Die interne Kostenverteilung innerhalb eines Landes regeln die 

Behörden des betreffenden Landes untereinander. 

 

 

§ 8 Laufzeit / ordentliche Kündigung / Schlussbestimmungen 

 

1. Diese Vereinbarung tritt zum 1. Juli 2021 in Kraft. Für die Unterzeichnung genügt 

es, wenn jede Partei eine Ausfertigung der Vereinbarung, die mit den Ausfertigun-

gen der anderen Parteien im Wortlaut gleich ist, unterzeichnet und diese dem 

BMEL übermittelt. Das BMEL unterrichtet alle Parteien, sobald die Vereinbarung 

von allen Parteien unterschrieben ist und sämtliche Ausfertigungen vom BMEL 

gegengezeichnet worden sind. 
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2. Die Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Die Vereinbarung kann 

jederzeit durch eine oder mehrere beteiligte Parteien mit einer Frist von zwei 

Jahren zum Quartalsende ordentlich gekündigt werden.  

 

3. Änderungen dieser Vereinbarung erfolgen einstimmig und bedürfen zu ihrer 

Wirksamkeit der Schriftform. Dies gilt auch für einen eventuellen Verzicht auf das 

Schriftformerfordernis. Mündliche Nebenabreden gelten als nicht getroffen. 

 

 

 
Für den Bund  
 
Bundesministerium für 
Ernährung und Landwirtschaft 
Wilhelmstraße 54  
10117 Berlin  
 
 
Für  
 
das Land Baden-Württemberg  
Ministerium für Ländlichen  
Raum und Verbraucherschutz  
Kernerplatz 10  
70182 Stuttgart  
 
 
den Freistaat Bayern  
Bayerisches Staatsministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ludwigstraße 2  
81925 München  
 
 
das Land Berlin  
Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr 
und Klimaschutz 
Am Köllnischen Park 3  
10179 Berlin   
 
 
das Land Brandenburg  
Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt 
und Klimaschutz 
Henning-von-Tresckow-Straße 2-13  
14467 Potsdam  
 

Datum    Unterschrift 
 
 
 
 
_________  ______________ 
 
 
 
 
 
 
 
 
_________  ______________ 
 
 
 
 
 
 
_________  ______________ 
 
 
 
 
 
 
_________  ______________ 
 
 
 
 
 
 
_________  ______________ 
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die Freie Hansestadt Bremen   
Senatorin für Gesundheit, Frauen und 
Verbraucherschutz 
Contrescarpe 72 
28195 Bremen  
 
 
die Freie und Hansestadt Hamburg  
Behörde für Wirtschaft und Innovation  
Alter Steinweg 4  
20459 Hamburg   
 
 
das Land Hessen  
Hessisches Ministerium für Umwelt, 
Klimaschutz,  
Landwirtschaft und Verbraucherschutz  
Mainzer Straße 80  
65189 Wiesbaden  
 
 
das Land Mecklenburg-Vorpommern  
Ministerium für Landwirtschaft und 
Umwelt 
Paulshöher Weg 1  
19061 Schwerin  
 
 
das Land Niedersachsen  
Niedersächsisches Ministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz  
Calenberger Straße 2  
30169 Hannover  
 
 
das Land Nordrhein-Westfalen  
Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz  
Schwannstraße 3  
40476 Düsseldorf  
 
 
das Land Rheinland-Pfalz  
Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, 
Landwirtschaft und Weinbau  
Stiftstraße 9 
55116 Mainz  
 
 

 
 
 
 
 
_________  ______________ 
 
 
 
 
 
_________  ______________ 
 
 
 
 
 
 
 
_________  ______________ 
 
 
 
 
 
 
_________  ______________ 
 
 
 
 
 
 
 
_________  ______________ 
 
 
 
 
 
 
_________  ______________ 
 
 
 
 
 
 
_________  ______________ 
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das Land Saarland  
Ministerium für Umwelt und 
Verbraucherschutz  
Keplerstraße 18  
66117 Saarbrücken  
 
 
den Freistaat Sachsen  
Sächsisches Staatsministerium für 
Energie, Klimaschutz, Umwelt und 
Landwirtschaft  
Archivstraße 1  
01097 Dresden  
 
 
das Land Sachsen-Anhalt  
Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft 
und Energie  
Leipziger Str. 58  
39112 Magdeburg  
 
 
das Land Schleswig-Holstein  
Ministerium für Energiewende, 
Landwirtschaft, Umwelt, Natur und 
Digitalisierung  
Mercatorstraße 3  
24106 Kiel  
 
 
den Freistaat Thüringen  
Thüringer Ministerium für Infrastruktur 
und Landwirtschaft  
Werner-Seelenbinder-Straße 8  
99096 Erfurt 
 

 

 
 
 
 
_________  ______________ 
 
 
 
 
 
 
 
_________  ______________ 
 
 
 
 
 
 
_________  ______________ 
 
 
 
 
 
 
 
_________  ______________ 
 
 
 
 
 
 
_________  ______________ 
 

 

 




























